
Kommentar
Ellen Hasenkamp
zum Afghanistan-Einsatz der Bundeswehr

K ranzniederlegung, zentraler 
Abschlussappell, Rede des 
Bundespräsidenten, Großer 
Zapfenstreich – das volle Pro-

gramm war am Mittwoch für den 
deutschen Afghanistan-Einsatz vorge-
sehen. Das wurde auch Zeit. Denn so 
wie an jenem verhangenen Tag Ende 
Juni, als weder Kanzlerin noch Minis-
terin noch Abgeordnete zur Stelle wa-
ren, um die Bundeswehr-Heimkehrer 
auf dem Flugplatz Wunstorf in Emp-
fang zu nehmen, geht es nicht. Selbst 
dann, wenn man zu dem Schluss 
kommt, dass die 20 Jahre am Hindu-
kusch letztlich gescheitert sind.

Die Bundeswehr und die deutsche 
Sicherheitspolitik haben beides ver-
dient: Eine aufrechte Würdigung des 
Engagements und eine kritische Aus-
einandersetzung mit der Mission. 
Dass beides im ersten Anlauf geschei-
tert ist, kann als typisch für das ver-
druckste Verhältnis dieses Landes 

zum Thema Verteidigung betrachtet 
werden. Nach der verpassten Begrü-
ßung der Rückkehrer im Sommer 
misslang nämlich auch der Auftakt 
der Bilanzdebatte vergangene Woche, 
Abgeordnete und Außenminister sag-
ten kurzfristig ab.

Die neue Regierung sollte sich  be-
mühen, der Außen- und Sicherheits-
politik, die im Wahlkampf ziemlich 
untergegangen war, den nötigen Raum 
zu geben. Nicht nur die Lehren aus 
Afghanistan sind zu ziehen, sondern 
viele schwierige Fragen zu beantwor-
ten: Sollen die Bundeswehr-Drohnen 
bewa!net werden? Wie soll der Um-
gang mit den US-Atomwa!en in 
Deutschland aussehen, wie der Um-
gang mit China? Und vor allem: Wie 
soll es weitergehen in Mali? Denn 
dort läuft allen Putschen zum Trotz 
der inzwischen größte Auslandsein-
satz der Bundeswehr. Er darf nicht 
das nächste Afghanistan werden.

Das wurde auch Zeit

In der Debatte um die Impfquote weist das Robert-Koch-
Institut (RKI) darauf hin, dass es auf das sogenannte Digi-
tale Impfquotenmonitoring (DIM) angewiesen sei. Die An-
wendung und Zuverlässigkeit dieses Meldesystems liege 
„ausschließlich in der Hand der impfenden Stellen“. Das 
RKI hatte vor einer Woche geschrieben, dass unter Erwach-
senen vermutlich mehr Menschen geimpft seien als die of-
fiziellen Daten nahelegen. Darauf weise unter anderem eine 
Befragung von Bürgern hin. Nach der Veröffentlichung hat-
te es unter anderem Kritik am RKI-Chef  gegeben.

Der Berliner Virologe Christian Drosten nimmt das RKI in 
Schutz. Die einseitige Schuldzuweisung ans RKI  halte er so 
nicht für gerechtfertigt, sagte der Experte von der Berliner 
Charité im Podcast „Coronavirus-Update“ bei NDR-Info. 
Das Thema sei nicht neu, das RKI weise schon länger auf 
das Problem hin. Letztlich sei die Aufregung um die Diskre-
panz „umsonst“. Die Lage habe sich nicht geändert. dpa
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Leitartikel
Dorothee Torebko
zur möglichen Rolle der Grünen in einer Ampelkoalition

E igentlich läuft bei den Grü-
nen alles wie geschmiert. 
Die Fraktion ist so groß 
wie nie zuvor, an der kom-
menden Bundesregierung 
sind sie höchstwahrschein-

lich beteiligt. Sogar die Wunsch-Koa-
lition Ampel ist in Sicht. Nach außen 
hin demonstriert die Spitze Eintracht. 
Die Pleite der verlorenen Kanzlerin-
nenschaft scheint fast vergessen. 
Doch das trügt. Erst die nächsten Mo-
nate werden zeigen, wie gut es um die 
Partei tatsächlich bestellt ist. Die Her-
ausforderungen sind enorm.

Um zu verstehen, warum das so ist, 
muss man einige Jahre zurückgehen. 
Co-Chef Robert Habeck hat gerade 
den Transformationsprozess seiner 
Partei eingeleitet. Die Grünen wollten 
weg vom Image der Partei der Son-
nenblumenkinder, Veganer und Pazi-
"sten und neue Volkspartei werden. 
Dazu gehörte, Kompetenz in vielen 
Themenfeldern aufzubauen. Habeck 
und Annalena Baerbock schmiegten 
sich an Autounternehmen und Ge-
werkschaften. Er schaufelte sich Fi-
nanzwissen drauf, sie machte der SPD 
mit der Forderung nach höherem 
Mindestlohn ihr Kernthema streitig.

Diesen Weg bestritten die Vorsit-
zenden konsequent. Die Erneuerung 
lief reibungslos. Doch dann kamen 
Fehler im Wahlkampf, die Prozent-
punkte in Umfragen "elen in den Kel-
ler. Also änderten die Grünen ihre 
Taktik und forcierten den Klima-
schutz, um nicht noch die Stammwäh-
ler zu vergraulen. Umweltschutz ist 
und bleibt auch in einer Ampel-Regie-
rung Kernkompetenz der Grünen. 
Doch um erfolgreich zu regieren, sich 
als Partei weiterzuentwickeln, ist eine 
Emanzipation von diesem Thema es-
senziell. Davon hängt die Zukunft der 
Grünen ab.

Damit das gelingt, sind die Sondie-
rungen entscheidend. Baerbock und 
Habeck werden alles daransetzen, 

nicht nur die Ministerien zu besetzen, 
die die Bürger mit grünen Kernthe-
men assoziieren. Landwirtschaft, Um-
welt, Verkehr – das sind zwar wichti-
ge Ministerien für den sozial-ökologi-
schen Umbau der Gesellschaft. Um 
aber den Ein#uss zu weiten, werden 
sich die Grünen eher die Posten im 
Finanz-, Innen- oder Außenministeri-
um sichern wollen.

Das wird schwer und ist nicht die 
einzige Herausforderung. Die Grünen 
werden erstmals seit 16 Jahren regie-
ren. Es ist ein großer Sprung für das 
Spitzenpersonal, das größtenteils nur 
Oppositionsarbeit kennt. Für Erfah-
rung könnte Habeck sorgen, er ist bis 

auf wenige Ausnahmen in der Frakti-
on der Einzige mit Exekutiverfahrung 
und wird als Vizekanzler gehandelt. 
Wie das zum Verhältnis zu Baerbock 
passt, muss die Partei ausloten.

Und dann bleibt den Grünen noch 
der Blick nach innen. Bis heute hat 
die Partei das Wahlergebnis, das deut-
lich hinter den Erwartungen zurück-
blieb, nicht aufgearbeitet. Erst Sondie-
rungen, Analyse kommt später, heißt 
es. Sollte es dazu kommen, könnte es 
für Bundesgeschäftsführer Michael 
Kellner ungemütlich werden, der 
während des Wahlkampfs teils eine 
unglückliche Figur machte.

Ob die Partei mit den Herausforde-
rungen klarkommt – auch davon wird 
abhängen, ob die Ampel funktioniert 
und wie gut Deutschland für die Zu-
kunft aufgestellt wird.

leitartikel@swp.de

Ein großer Sprung

Berlin. Der weißrussische Präsi-
dent Alexander Lukaschenko 
lässt gezielt Menschen aus Bag-
dad, Damaskus und Istanbul nach 
Belarus einreisen, um sie von dort 
aus nach Polen und Litauen zu 
schicken, also in die EU. Schleu-
ser verdienen Grenzschützern zu-
folge rund 10 000 Euro pro Per-
son daran. Das Problem, seit Mo-
naten bekannt, hat nun auch 
Deutschland erreicht, vor allem 
Brandenburg. An der Grenze zu 
Polen werden die meisten Ge-
#üchteten in Richtung Deutsch-
land durchgewunken.

Deutlich mehr als 2000 Men-
schen sollen hierzulande nach of-schen sollen hierzulande nach of-schen sollen hierzulande nach of
"ziellen Angaben bereits ange-
kommen sein, die Aufnahmeein-
richtungen in Brandenburg sind 
vielerorts überfüllt. Unionsfrak-

tionsvize Thorsten Frei sieht be-
reits „ein ähnliches Drama, wie 
wir es an der türkisch-griechi-
schen Grenze erlebt haben“. Er 
verspricht, dass der Bund Bran-
denburg nicht die Unterstützung 
verweigern werde, wenn das Land 
darum bittet. Ähnlich äußern sich 
Linda Teuteberg von der FDP und 
der SPD-Außenpolitiker Nils 
Schmid. Die Botschaft aus dem 
Bund ist klar: Brandenburg soll 
nicht alleine gelassen werden.

Das politische Problem ist 
zweigeteilt. Wie soll Deutschland 
damit umgehen, dass das EU-Mit-
glied Polen sich nicht mit den Ge-
#üchteten beschäftigen will und 
stattdessen Stimmung gegen sie 
macht? Und wie bringt man  den 
Diktator Lukaschenko dazu, sein 
Verhalten zu ändern? Der 

CDU-Politiker Frei mahnt an, 
dass sich Polen an Völker- und 
EU-Recht halten müsse. Er gibt 
zu bedenken, dass dort in diesem 
Jahr rund 5000 Asylanträge ge-
stellt worden seien: „Das ist kei-
ne Zahl, die ein großes Land wie 
Polen überfordert.“ Auch 
Schmid betont, dass Polen seinen 
Verp#ichtungen erfüllen müsse.

Auf Belarus Ein#uss zu neh-
men, gestaltet sich schwieriger. 
Im Juni hat die EU Sanktionen ge-
gen das Land beschlossen. Das 
Auswärtige Amt verweist darauf, 
dass die Bundesregierung eine Er-
weiterung des EU-Sanktionsre-
gimes vorgeschlagen habe, um ge-
gen Menschenschmuggel und die 
politische Instrumentalisierung 
von Flüchtlingen vorzugehen. 
Doch das reicht aus Sicht der FDP 
nicht aus. Der Druck auf das Re-
gime müsse erhöht werden, sagt 
Linda Teuteberg. „Das beinhaltet 
auch schärfere Sanktionen.“ 
Thorsten Frei kritisiert den Au-
ßenminister des (Noch-)Koaliti-
onspartners: „Heiko Maas sitzt 
schon allzu lange auf seinen Hän-
den.“

Könnte es in letzter Instanz zu 
stationären Grenzkontrollen zu 
Polen kommen? Zumindest Frei 
will das als letztes Mittel nicht 
ausschließen. Doch die Bundes-
regierung winkt ab. Falls erfor-
derlich, will das Bundesinnenmi-
nisterium „Maßnahmen der in-
tensivierten Schleierfahndung 
unterhalb der Schwelle der stati-
onären Grenzkontrolle ergrei-
fen“. Dominik Guggemos

Belarus und Polen winken 
Flüchtlinge durch
Migranten In Brandenburg sammeln sich Flüchtlinge aus dem Irak, 
Syrien und der Türkei, die über Belarus und Polen ins Land kommen. 
Die Lage an der Grenze verschärft sich.
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Die Emanzipation 
vom Thema 

Klimaschutz ist für die 
Entwicklung der Partei 
essenziell.

Polizisten sichern 
den Eingang zur 
Zentralen Erstauf-
nahmeeinrich-
tung für Asylbe-
werber des 
Landes Branden-
burg in Eisenhüt-
tenstadt. 
Foto: Patrick Pleul/
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Berlin. Politiker von SPD, Grünen 
und FDP scheinen bei ihren Son-
dierungen für eine Regierungsko-
alition Pläne für die Freigabe von 
Cannabis zu verfolgen. Andere 
warnen davor. Der Unions-Ge-
sundheitspolitiker Alexander 
Krauß wies am Mittwoch auf die 
Gefahr von Hirnschäden durch 
übermäßigen Drogenkonsum hin: 
„Die Folgekosten einer solchen 
verfehlten Drogenpolitik für das 
Gesundheitswesen und die Ge-
samtgesellschaft wären immens.“ 
Antworten auf wichtige Fragen.

Wie wahrscheinlich ist es, dass die 
Ampel die Cannabis-Freigabe be-
schließt? Sehr wahrscheinlich. 
FDP und Grüne sind  dafür. Nun 
ist auch der SPD Gesundheitsex-
perte Karl Lauterbach, der bisher 
strikt gegen eine Freigabe war, 
umgeschwenkt. Allerdings mit ei-
ner Einschränkung: Er sei nicht 
für die völlige Freigabe des Han-
dels, sondern für eine „kontrol-
lierte Abgabe an Erwachsene“. 
Als Grund für seinen Sinneswan-
del nannte er „das neue Phäno-
men“, dass Cannabis „immer öf-men“, dass Cannabis „immer öf-men“, dass Cannabis „immer öf

ter neuartiges Heroin beige-
mischt“ werde. „Damit werden 
Konsumenten schnell in eine He-
roin-Abhängigkeit getrieben.“ Ei-
nen Beleg für seine Behauptung 
lieferte Lauterbach nicht.

Wer kritisiert solche Pläne? Zum 
Beispiel die Deutsche Gesell-
schaft für Kinder- und Jugendpsy-
chotherapie, Psychosomatik und 
Psychotherapie. Wer in jungen 
Jahren diese Drogen nehme, habe 
„fast doppelt so häu"g Symptome 
einer Psychose wie solche, die 
darauf verzichten“, heißt es dort. 
Dies sei durch Studien belegt. Der 
Ein#uss reiche bis ins Erwachse-
nenalter. Werde Cannabis über ei-
nen längeren Zeitraum eingenom-
men, steige das Risiko, als Er-
wachsener schizophren zu wer-
den. Ein Sprecher des 
Bundesgesundheitsministeriums 
betonte, man halte bei Cannabis 
an der Strafbarkeit fest.

Wie ist die Rechtslage? Entgegen 
einer verbreiteten Annahme ist in 
Deutschland auch der Besitz 
kleinster Mengen illegaler Dro-

gen strafbar. Die Staatsanwalt-
schaft kann aber die Ermittlun-
gen einstellen, wenn es sich um 
eine geringe Menge handelt. Bei 
der Frage, was eine geringe Men-
ge ist, sind die Bundesländer un-
eins. Am großzügigsten ist Ber-
lin. Dort können Verfahren noch 
bei einem Besitz von 15 Gramm 
Haschisch oder Marihuana einge-
stellt werden. In vielen anderen 
Bundesländern sind sechs Gramm 
die Obergrenze.

Alkohol ist ebenfalls schädlich. Soll-
ten Schnaps und Marihuana künftig 
gleich behandelt werden? So argu-
mentieren zum Beispiel die Jun-
gen Liberalen. Das Verbot von 
Cannabis habe im Vergleich zu 
Alkohol rein historische und kul-
turelle Gründe. Deshalb solle sich 
„der Staat um wichtigere Dinge 
als um die Verfolgung harmloser 
Ki!er kümmern“, sagte der Bun-
desvorsitzende des FDP-Jugend-
verbandes, Jens Teutrine, dieser 
Zeitung. Der richtige Weg sei der 
Verkauf von Cannabis an Volljäh-
rige in lizenzierten Fachgeschäf-rige in lizenzierten Fachgeschäf-rige in lizenzierten Fachgeschäf
ten. Michael Gabel

Kritik an Freigabe-Plänen
Betäubungsmittel Ist der Konsum von Cannabis bald nicht mehr 
strafbar? Manche halten solch einen Schritt für falsch.

Impfdaten
RKI sieht Fehler 
nicht bei sich
Berlin. Das Robert Koch-Institut 
(RKI) weist die Verantwortung 
für o!enbar zu niedrige Werte in 
der o$ziellen Corona-Impfstatis-
tik von sich. „Das RKI kann nur 
die Impfdaten verö!entlichen, die 
ihm entsprechend übermittelt 
worden sind“, sagte Präsident Lo-
thar Wieler. Eine zu niedrige Er-
fassung stelle „keinen Fehler und 
kein Versäumnis des RKI dar“, 
sondern gehe auf unterbliebene 
Meldungen einiger impfender 
Stellen zurück, hieß es. dpa 
Stichwort

Nordirland
Warnung an 
Großbritannien
London/Brüssel. Kurz vor der ge-
planten Präsentation von Vor-
schlägen zur Lösung des Bre-
xit-Streits um Nordirland durch 
die EU-Kommission wächst das 
Misstrauen zwischen London und 
EU-Vertretern. Irlands Vizeregie-
rungschef Leo Varadkar warnte 
die britische Regierung am Mitt-
woch davor, weltweit Vertrauen 
zu verspielen, sollte sich heraus-
stellen, dass sie das als Teil des 
Brexit-Abkommens ausgehandel-
te Nordirland-Protokoll niemals 
umsetzen wollte. dpa
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